
Bekanntmachung 

Bauleitplanung in der Ortsgemeinde Kurtscheid 

Bebauungsplan „Aufm Scheid“ 

Öffentliche Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Absatz 2 BauGB 

 

Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Kurtscheid hat am 21.02.2024 den Beschluss zur 

Aufstellung des Bebauungsplanes „Aufm Scheid“ gefasst. Dieser Aufstellungsbeschluss 

wurde am 01.03.2024 ortsüblich bekannt gemacht. 

 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit fand im Zeitraum vom 04.03.2024 bis zum 

05.04.2024 statt. 

Die Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 26.02.2024 am 

Verfahren beteiligt.  

 

Das Plangebiet umfasst die in der beigefügten Planskizze, mit einer gestrichelten schwarzen 

Linie umgrenzten Grundstücke. 

 

 

 

Gemäß § 3 Absatz 2 BauGB wird hiermit bekannt gemacht, dass die Planunterlagen, 

bestehend aus der Planurkunde, den textlichen Festsetzungen mit Hinweisen, einer 

Begründung, dem Umweltbericht und der artenschutzrechtlichen Prüfung in der Zeit vom 

 

04.11.2024 bis einschließlich zum 06.12.2024 

 

bei der Verbandsgemeindeverwaltung Rengsdorf-Waldbreitbach, Westerwaldstraße 32-34, 

Zimmer 49, 56579 Rengsdorf, während der Dienststunden zur jedermanns Einsichtnahme 

öffentlich ausliegen. Innerhalb dieses Zeitraumes kann sich über die allgemeinen Ziele und 



Zwecke der Planung sowie die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung bei der 

vorgenannten Stelle informiert und Stellungnahmen vorgebracht werden. 

 

Dienststunden der Verbandsgemeindeverwaltung: 

Montag bis Freitag von 07.30 Uhr bis 12.00 Uhr 

Montag bis Dienstag von 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 

Donnerstag von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

 

Der Inhalt dieser ortsüblichen Bekanntmachung sowie die auszulegenden Unterlagen stehen 

während des vorgenannten Auslegungszeitraums auch im Internet auf der Homepage der 

Verbandsgemeinde Rengsdorf-Waldbreitbach (https://www.rengsdorf-waldbreitbach.de/ 

Aktuelles&Mitteilungen/Bauleitplanung/) unter der Rubrik Ortsgemeinde Kurtscheid zur 

Einsicht zur Verfügung. Ferner werden sie über das zentrale Internetportal des Landes 

Rheinland-Pfalz unter www.geoportal.rlp.de zugänglich gemacht. 

 

Im Rahmen der Auslegung sind folgende umweltbezogene Informationen verfügbar und 

können eingesehen werden:  

Verfasser und Art des 
Dokumentes 

Inhalt 

Umweltbericht als Teil der 
Begründung des 
Bebauungsplanes 

Beschreibung und Bewertung der Umweltbelange und 
Beurteilung der Auswirkungen der Planung auf die 
Schutzgüter Mensch, Boden, Wasser, Klima/Luft, 
Pflanzen/Biotope und Tiere, Landschaftsbild, Kultur- und 
Sachgüter, eine Prognose zur Entwicklung des 
Umweltzustandes, sowie die Beschreibung von Maßnahmen 
zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
nachteiliger Umweltauswirkungen  

Artenschutzrechtliche Prüfung 
Stufe II Büro für 
Freiraumplanung, Liebert, 
11.04.2024 

Vorprüfung der Wirkfaktoren, Analyse der Schutzgüter,  
Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen, 
Artenschutzrechtliche Auswertung insb. Neuntöter 

Behördliche Stellungnahme 
der Struktur- und 
Genehmigungsdirektion Nord 
Obere Naturschutzbehörde mit 
Schreiben vom 01.03.2024 

Hinweis auf Pauschalschutz nach § 30 BNatschG, Forderung 
einer detaillierten Kartierung und Bewertung der betroffenen 
Biotope.  

Behördliche Stellungnahme 
der Struktur- und 
Genehmigungsdirektion Nord 
Regionalstelle 
Wasserwirtschaft mit 
Schreiben vom 26.03.2024 

Hinweis auf Gefährdung durch Sturzfluten, Berücksichtigung 
der Starkregenanalyse  

Behördliche Stellungnahme 
der Kreisverwaltung Neuwied 
mit Schreiben vom 26.03.2024 

Hinweis auf Vorrangfläche für die Landwirtschaft, Hinweis auf 
Umsetzung der Artenschutzmaßnahmen 

Behördliche Stellungnahme 
des Landesamtes für Geologie 

Hinweis auf Bergbau/Altbergbau, Hinweis auf Eingriff in den 
Boden sowie auf den Bodengrund 



und Bergbau mit Schreiben 
vom 02.04.2024 

Behördliche Stellungnahme 
der Verbandsgemeindewerke 
Rengsdorf-Waldbreitbach mit 
Schreiben vom 05.04.2024 

Sicherstellung Wasserdargebot, Schmutz- und 
Oberflächenwasserbeseitigung, Bedenken hinsichtlich 
Niederschlagswasserbeseitigung 

Behördliche Stellungnahme 
des Forstamtes Dierdorf mit 
Schreiben vom 28.02.2024 

Hinweis auf Einhaltung der Mindestabstände  

 

56581 Kurtscheid, 25.10.2024 

Ortsgemeinde Kurtscheid 

gez. 

Anhäuser, Ortbürgermeisterin 
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Prangenberg, Julia

Von: Untiedt, Daniel <Daniel.Untiedt@sgdnord.rlp.de>
Gesendet: Freitag, 1. März 2024 15:17
An: Prangenberg, Julia
Cc: Uka-Blaschke, Annegret
Betreff: AW: Bauleitplanung in der Ortsgemeinde Kurtscheid_Bebauungsplan "Aufm 

Scheid"_Vorverfahren 

Sehr geehrte Frau Prangenberg,  
 
als Obere Naturschutzbehörde nehmen wir zu der Planung wie folgt Stellung. 
 
Aus den Planungsunterlagen geht hervor, dass mit dem Vorhaben eine Inanspruchnahme hochwertigen Grünlands 
einhergeht, das dem Pauschalschutz gem. § 30 BNatSchG unterliegt. Voraussetzung für das weitere Verfahren ist 
damit eine detaillierte Kartierung und Bewertung der betroffenen Biotope, die auch belastbare Aussagen zum 
aktuellen Erhaltungszustand gem. des „Bewertungsschemata für die Bewertung des Erhaltungsgrades von Arten und 
Lebensraumtypen“ des BfN (Bewertung des Erhaltungszustandes der Lebensraumtypen nach Anhang I der Fauna-
Flora-Habitat-Richtlinie in Deutschland (bfn.de)) beinhaltet.  
 
Ob ein Ausgleich gem. § 30 (3) BNatSchG im konkreten Fall zugelassen werden kann, ist zunächst mit der hier 
zuständigen Unteren Naturschutzbehörde zu klären. Sofern die Möglichkeit eines gleichartigen Ausgleichs nicht 
gegeben ist und dieses im Bauleitplanverfahren durch die Untere Naturschutzbehörde bestätigt wurde, verbleibt nur 
der Weg einer Befreiung, welche grundsätzlich bei der Oberen Naturschutzbehörde zu beantragen ist.  
 
In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass bei einer Betroffenheit entsprechenden Grünlands, das den 
Erhaltungszustand A aufweist, regelmäßig eine Befreiung nach § 67 BNatSchG erforderlich wäre, da der 
Biotopverlust in der Regel nicht ausgleichbar ist und die Voraussetzungen für eine Ausnahme gem. § 30 Abs. 3 
BNatSchG somit nicht gegeben sind.  
Aufgrund des sehr hohen ökologischen Wertes, der Seltenheit und des stetigen Rückgangs entsprechenden 
Grünlands des Erhaltungszustands A ist eine Befreiung allerdings an sehr hohe Anforderungen geknüpft und kann in 
der Regel nicht in Aussicht gestellt werden. Neben der Darlegung der Alternativlosigkeit und der Erforderlichkeit der 
Planung empfehlen wir , erforderliche Kompensationsmaßnahmen in einem ggf. durchzuführenden 
Befreiungsverfahren rechtzeitig mit der Oberen Naturschutzbehörde abzustimmen. Das überwiegende öffentliche 
Interesse oder eine unzumutbare Belastung sind nachzuweisen. 
 
Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
Daniel Untiedt 
 
-- 
Daniel Untiedt 
Abt. 4 / Referat 42 
Obere Naturschutzbehörde 
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Bebauungsplan "Aufm Scheid" der Ortsgemeinde Kurtscheid 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

aus Sicht des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) werden 

zum oben genannten Planvorhaben folgende Anregungen, Hinweise und Be-

wertungen gegeben: 

Bergbau / Altbergbau: 

Die Prüfung der hier vorhandenen Unterlagen ergab, dass der ausgewiesene Be-

bauungsplan "Aufm Scheid" im Bereich der auf Eisen verliehenen, bereits er-

loschenen Bergwerksfelder "Petrus" sowie "Stephan III" liegt. Aktuelle Kenntnisse 

über die letzten Eigentümerinnen liegen hier nicht vor. 

Über tatsächlich erfolgten Abbau in diesen Bergwerksfeldern liegen unserer Behörde 

keine Dokumentationen oder Hinweise vor. In dem in Rede stehenden Gebiet erfolgt 

kein aktueller Bergbau unter Bergaufsicht. 

Es erfolgte keine Prüfung der Ausgleichsflächen in Bezug auf Altbergbau. Sofern die 

Ausgleichsmaßnahmen den Einsatz von schweren Geräten erfordern, sollte hierzu 

eine erneute Anfrage zur Ermittlung eines möglichen Gefährdungspotenzials erfolgen. 



  
 

2/2 

Boden und Baugrund 

– allgemein: 

Grundsätzlich empfehlen wir bei Neubauvorhaben objektbezogene Baugrundunter-

suchungen bzw. die Einschaltung eines Baugrundberaters / Geotechnikers.  

Die Hinweise auf die einschlägigen Bodenschutz- und Baugrund-Normen in den 

Textlichen Festsetzungen unter C.3 werden fachlich bestätigt. 

- mineralische Rohstoffe: 

Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus rohstoffgeologischer Sicht keine Ein-

wände. 

 

Geologiedatengesetz (GeolDG) 

Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung bzw. geo-

logischen Untersuchung spätestens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim 

Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) anzuzeigen. Für die An-

zeige sowie die spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht 

das Online-Portal Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-

Pfalz unter https://geoldg.lgb-rlp.de zur Verfügung. 

Das LGB bittet um die Aufnahme einer Nebenbestimmung in Ihrem Bescheid, damit 

die Übermittlungspflicht dem Antragsteller bzw. seinen Beauftragten (z. B. Ingenieur-

büro, Bohrfirma) obliegt. 

Weitere Informationen zum Geologiedatengesetz finden Sie auf den LGB Internet-

seiten sowie im Fragenkatalog unter  

https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedatengesetz/faq-geoldg.html 

Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Andreas Tschauder    G:\prinz\240348213.docx 
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